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12.-13. JUNI 2019 KIEL

Mittwoch 12. Juni, 18:00 Uhr 
Demo #Hiergeblieben
Platz der Matrosen | Kiel 

Donnerstag 13. Juni, 10:00 Uhr
Pressekonferenz | LPK SH
Landeshaus | Kiel 

Donnerstag 13. Juni, 19:00 Uhr
Gala im Theater am Wilhelm-
platz 2 | Kiel 

Wahl des Abschiebeministers 2019 und 
Auszeichnung ehrenamtlicher Initiativen

#jogimk2019
#hiergeblieben

JUGENDKONFERENZ 
& AKTIONSPROGRAMM 
ZUR INNENMINISTER-
KONFERENZ

 

 

BBZ 
   Beratungs- und Betreuungszentrum 

    Für junge Geflüchtete und Migrant*innen 

 
 

KOOPERATIONSPARTNER*INNEN:



IN BUND UND LÄNDERN WERDEN 
GESETZE UND MASSNAHMEN VOR-
ANGETRIEBEN, DIE DEN SCHUTZAN-
SPRUCH VON GEFLÜCHTETEN UND 
DAS ENGAGEMENT DER MIT IHNEN 
SOLIDARISCHEN BÜRGER*INNEN IN 
FRAGE STELLEN. 
ANLÄSSLICH DER FRÜHJAHRSKON-
FERENZ DER INNENMINISTER DES 
BUNDES UND DER LÄNDER VOM 12. 
BIS ZUM 14.6.2019 IN KIEL FORDERN 
WIR EIN ANGSTFREIES LEBEN UND 
BLEIBERECHT FÜR ALLE GEFLÜCH-
TETEN SOWIE DAS ENDE DER KRI-
MINALISIERUNGSVERSUCHE SOLI-
DARISCHEN ENGAGEMENTS VON 
BÜRGER*INNEN! 
Durch Abschottung der nationalen und europäischen Grenzen sowie 
die soziale Isolierung Geflüchteter in Lagern und Abschiebungen u. 
a. in Kriegs- und Krisengebiete wie Afghanistan und den Irak wollen 
Innenpolitiker*innen Deutschland vor Schutzsuchenden „schützen“. 
Mit solcher Politik werden jedoch nur rassistische Stimmungen in der 
Gesellschaft befördert. 
Geflüchtete und nichtweiße Menschen, werden zunehmend Opfer 
rassistischer Anfeindungen. Sie fühlen sich bedroht und unerwünscht 
in Deutschland. Rassistische Hetze passiert längst nicht nur in den 
sogenannten sozialen Medien, sondern auch öffentlich im Alltag. Sie 
hat auch Einzug in den Bundestag und in Länderparlamente gefunden. 

Zu den Diskriminierungserfahrungen kommt bei 180.000 Gedulde-
ten bundesweit – davon sind 50.000 Kinder und Jugendliche – die 
Angst, gegen ihren Willen zur „freiwilligen“ Rückkehr überredet oder 
abgeschoben zu werden. Auch gut integrierte Menschen laufen Ge-
fahr, aus ihrem Arbeitsumfeld, einer Ausbildung, aus Schule, Kita und 
Nachbarschaft gerissen zu werden. Sie werden Gefahren für Leib, Le-
ben und Freiheit im Herkunftsländern ausgesetzt oder erleiden so-
ziale Nöte und Kettenabschiebungsrisiken im Dublin-Vertragsstaat.
Eine solche Hau-ab-Politik wird weder durch die Zahl der Schutzsu-
chenden, noch die herrschenden demographischen und sozialen Be-
darfe auch des Arbeitsmarkts gerechtfertigt. 
WIR SAGEN: STATT ANGST ZU VERBREITEN MUSS DER STAAT 
SICHERHEIT GEBEN!

Während des Asylverfahrens und während der oft jahrelangen Dul-
dung gelten vielerlei bürokratische Hürden. Eine Teilhabe an der Ge-
sellschaft wird erschwert: Erwerbsarbeit und eine Ausbildung unter-
liegen bürokratischen Hindernissen, die ohne Unterstützung kaum zu 
überwinden sind, oder sind gleich ganz verboten. Bildungsförderung 
wird in der Regel nicht gewährt. 
Das gilt insbesondere für Geflüchtete, die in Lagern und Sammelun-
terkünften leben müssen. Die dort geltende soziale Isolierung, hand-
greifliche Konflikte und Kontrollen machen Betroffene krank. Hier 
kann nicht gelernt oder gearbeitet, können keine sozialen Kontakte 
geknüpft und gepflegt werden. Unterstützer*innen haben zu diesen 
Orten oft nur einen erschwerten Zugang.
WIR SAGEN: MENSCHEN MÜSSEN AN DER GESELLSCHAFT 
DURCH ARBEIT UND BILDUNG TEILHABEN KÖNNEN!

Schon lange wird nach Afghanistan abgeschoben. Internationale 
Menschenrechtsorganisationen und Medien zählen täglich in Afgha-
nistan die Toten, die Zivilbevölkerung wird in einem Klima ständiger 
Angst und Attentatsgewalt zermürbt und außer Landes getrieben, 
Rückkehrer*innen kommen um: Alles tut offenbar nichts zur Sache. 
Bei der Innenministerkonferenz steht die Ausweitung der Abschie-
bungen auf der Tagesordnung. Selbst eine Rückkehr nach Syrien und 
in den Irak halten Innenpolitiker*innen für zumutbar. 
WIR SAGEN: SCHÄM DICH DEUTSCHLAND!

Europa macht dicht und hat seine humanitären Ziele in libyschen Fol-
terzentren, in informellen französischen Elendscamps, bulgarischen 
und griechischen Internierungslagern und auf dem Grund des Mittel-
meers begraben. 
2.297 Geflüchtete fanden 2018 den Tod im Mittelmeer. Flüchtlingen 
wird das Entkommen aus der Gewalt, Not und Verfolgung in Her-
kunftsländern und der Folter und Versklavung in den Transitländern 
versperrt. Anstatt selbst die Rettung zu organisieren, lassen EU-Staa-
ten ihre Polizei und Staatsanwaltschaften gegen zivile Seenothel-
fer*innen ermitteln und Schiffe beschlagnahmen. Obwohl sich allein 
in Deutschland bereits mindestens 30 Städte und Kreise zu sicheren 

Häfen erklärt haben, blockiert das Bundesinnenministerium weiter-
hin, dass Geflüchtete dort Aufnahme finden können. Das Mittelmeer 
ist derweil zum Massengrab verkommen. 
Auch in Deutschland wird die Justiz in Marsch gesetzt. Neue Polizei-
gesetze sollen Identitätsfeststellungshaft ohne richterliche Kontrol-
le ermöglichen. Festsetzung und Freiheitsentzug wegen pauschalen 
Generalverdachts und rassistische Kontrollen gegen (vermeintlich) 
Nichtdeutsche drohen Alltag zu werden. Pastor*innen finden sich 
wegen ihrer Kirchenasyle unter Anklage. Das Bundesinnenministeri-
um bedroht inzwischen auch Flüchtlingsräte mit langjährigen Haft-
strafen.
WIR SAGEN: NEIN ZU KRIMINALISIERUNG VON FLUCHT, 
FLÜCHTLINGSHILFE UND SEENOTRETTUNG!

DAS ALLES WOLLEN WIR NICHT HINNEHMEN. DARUM RUFEN 
WIR ANLÄSSLICH DER INNENMINISTERKONFERENZ (IMK) 
FÜR MITTWOCH, DEN 12.06.2019, IN KIEL GEMEINSAM ZUR 
DEMONSTRATION AUF GEGEN EINE POLITIK, DIE SICH IN DER 
AUSGRENZUNG DER SCHUTZSUCHENDEN UND IHRER UNTER-
STÜTZENDEN GENÜGT. 
WIR FORDERN VON DEN INNENMINISTERN DES BUNDES UND 
DER LÄNDER EINE POLITIK EIN, DIE ALLEN MENSCHEN IN 
DEUTSCHLAND EIN LEBEN FREI VON ANGST, AUSGRENZUNG, 
RASSISTISCHER GEWALT UND ABSCHIEBUNG GEWÄHRLEIS-
TET. 
FLUCHT IST KEIN VERBRECHEN! KEIN MENSCHENLEBEN IST 
VERHANDELBAR!

Bedingungsloses Bleiberecht für alle Geflüchteten!
Sichere Fluchtwege nach Europa! Schafft sichere 
Häfen! Unterstützung für kommunale Aufnahmebe-
reitschaft!
Bildungszugänge für Kinder und Jugendliche unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus! 
Chancengleichheit bei Bildung, Ausbildung und 
Arbeit!
Abschaffung ALLER ausgrenzenden Gesetze und 
Regelungen wie Residenzpflicht, Asylbewerber-
leistungsgesetz, Lagerunterbringung (z.B. in An-
kER-Zentren)!
Abschaffung der Abschiebehaft!
Legalisierung von Menschen ohne Papiere!
Vollständige Umsetzung der UN-Kinderrechtskon-
vention für Flüchtlingskinder auch in der Praxis!  
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